
n n
 n das Nachschlagewerk' Ja 

die Fachpresse1 Ja
die amtliche Sammlung! Ja

Gesetz Kirchenbeamtenbesoldungsgesetz; (KirchBBesG) der
evangelischen Kirche m  Berlin-Brandenburg im Bereich 
der Regional-Synode West §§„ 15» 16» Vergütungsordnung 
dieser Kirche § 7, Bundesbesoldungsgesetz für die 
Beamten des Bundes (BBesG) § 19» BA.3) § 51, GG 
Art. 140 , Weimarer Reichs Verfassung Art» 157 Abs« 5» 
ZPO § 92

Leitsätze

1 Die evangelische Kirche m  Berlin-Brandenburg im 
Bereich der Regional-Synode West ist aufgrund der 
ihr zukommenden verfassungsrechtlieh garantierten 
Autonomie berechtigt, die Dienstverhältnisse ihrer 
Geistlichen und sonstigen Amtstrager durch eigene 
Gesetze selbständig und m  eigener Verantwortung 
zu regeln«

2 Die Zahlung des vollen KinderZuschlags an eine Ange­
stellte im Dienst der vorgenannten Kirche kommt 
grundsätzlich nur m  Betracht, soweit ein solcher 
KinderZuschlag nicht bereits von anderer Seite für

dasselbe Kind gezahlt wird, wobei es ohne rechtliche 
Bedeutung ist, ob der Zweitberechtigte im Dienste 
der Kirche oder im allgemeinen öffentlichen Dienst 
sudht»

5« Jedoch steht der Angestellten im Kircheijdienst für 
ihr Kind ein Kinderzuschlag m  halber Höhe zu, wenn 
daneben noch ein Zweitberechtigter aus dem Bereich 
des sonstigen öffentlichen Dienstes oder des Kirchen­
dienstes Kinderzuschlag für dasselbe Kind erhalt

4 Dabei ist es unerheblich, wenn der sich im öffent­
lichen Dienst befindliche Zweitberechtigte einen 
vollen Kinderzuschlag deswegen erhalt, weil der 
Kirchendienst nicht als öffentlicher Dienst ange­
sehen wird und daher eine Berücksichtigung des von 
der Kirche an ihre Angestellte zu zahlenden hälftigen 
KinderZuschlags nicht vorgesehen ist,

5 Haben beide Parteien gegen das Berufungsurteil Revi­
sion eingelegt, und werden beide Revisionen zuruckge- 
wiesen, dann tragen beide Parteien die Kosten des 
Re\isionsVerfahrens gemäß dem Prinzip der Einheit­
lichkeit aer Kostenentscheidung bei gleicher Bescnwer nach § b2 ZPO grundsätzlich je zur Hälfte»

«ft tfi
Aktenzeichen 4 A ZR 20/70
Urteil des BAG vom Oktober 1970 LAG Berlin
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ÄZR 20̂ 20 
Sa 79/69 Berlin

I w  M r m n m  S
rkundet am 
Oktober 1970

2 MiBier, 
igesteliter 
s Urkundsbeamter 
»r Geschäftsstelle In Sachen

hat der Vierte Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund 
der mündlichen Verhandlung vom 21 Oktober 1970 durch den 
Senatspräsidenten Dr Poelmann, die Bundesrichter Dr Neu­
mann und Dr Peiler sowie die Bundesarbeitsrichter Willems 
und Dr Burkard für Recht erkannt.

Die Revisionen beider Parteien gegen das Urteil 
des Landesarbeitsgerichts Berlin vom 25 November 
1969 - 4 Sa 79/69 - werden zuruckgewiesen
Die Kosten der Revisionsmstanz tragen die Par­
teien je zur Hälfte
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Tatbestand

Die gewerkschaftlich nicht organisierte Klägerin steht 
seit September 1965 als Buroangestellte beim Konsistorium 
B in einem ArbeitsVerhältnis zur beklagten evangelischen
Landeskirche Arbeitsvertraglich wurde zwischen den Parteien 
die Gültigkeit der Arbeitsvertragsordnung sowie der Vergütungs­
ordnung der Beklagten vom 22 September i960 vereinbart Die 
Vergütungsordnung ihrerseits sieht, was die Zahlung von Kinder­
zuschlagen an die Angestellten der Beklagten angeht, die ent­
sprechende Geltung der Bestimmungen für Beamte des kirchlichen 
Dienstes vor Diese sind in dem Kirchenbeamten-Besoldungsgeset<i 
(KirchBBesG) der Beklagten enthalten, dessen § 16 Abs 1 - 3 
lautet

”{1' Für dasselbe Kind wird nur ein Kinderzuschlag 
gewährt,

(2j Stünde nach § 15 oder nach entsprechenden Vor­
schriften neben dem Kirchenbeamten auch anderen 
Personen, die im kirchlichen oder sonstigen offent­
liehen Dienst stehen oder auf Grund einer Tätigkeit 
im kirchlichen oder sonstigen öffentlichen Dienst 
versorgungsberechtigt sind, Kinderzuschlag für die­
selben Kinder zu, so wird dem Kirchenbeamten Kindei- 
Zuschlag gewährt, soweit er nach den Grundsätzen de/ 
Absätze 5 - 5  anspruchsberechtigt ist

(5) Hätten Vater und Mutter eines ehelichen oder eines 
gemeinsam an Kindes Statt angenommenen Kindes für 
dieses Kind Kinderzuschlag zu erhalten, wird der 
Kinderzuschlag dem Vater allein, jedoch auf Antrag 
eines Anspruchsberechtigten Jedem von ihnen zur 
Hälfte gewahrt "

Das aus der geschiedenen Ehe der Klägerin stammende Kind 
S , für das sie sorgeoerechtxgt ist, womit mit inr in netus-
licher Gemeinschaft Für dieses Kind oezieht ihr m  den Diensten 
der Bundesversicherungsanstalt für Angestellte stehender Enemann 
nach den für ihn geltenden tariflichen Bestimmungen vollen Kin­
derzuschlag Deswegen weigert sich die Beklagte, ihrerseits an 
die Klägerin Kindei Zuschlag zu zahlen
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Mit der Klage hat die Klägerin die Beklagte auf Zahlung 

von vollem Kinderzuschlag in Höhe von 2 200,—  DM für die 
Zeit vom 16 September 1965 bis Ende April 1969 in Anspruch 
genommen Sie hat vorgetragen, nach dem KirchBBesG stehe ihr 
voller Xinderzuschlag zu Darein könne nach den Bestimmungen 
dieses Gesetzes auch der Umstand nichts andern, daß ihr ge­
schiedener Ehemann von seinem Dienstherrn ebenfalls vollen 
Kinderzuschlag erhalte Die Teilungsvorschrift des KirchBBesG 
könne nur angewendet werden, wenn beide Berechtigten im Dienste 
der beklagten Landeskirche stünden, nicht jedoch, wenn einer 
- wie ihr geschiedener Ehemann - in einem Arbeitsverhültnis 
zu einem Dienstherrn des allgemeinen öffentlichen Dienstes 
stehe Mit der gleichen rechtlichen Begründung hat die Be­
klagte unter Hinweis darauf, daß für ein Kind nur ein Kinder­
zuschlag zu zahlen sei, Klageabweisung beantragt?

Das Arbeitsgericht hat die Beklagte zur Zahlung von 
1 100,—  DM verurteilt und im übrigen die Klage abgewiesen 
Die Berufungen beider Parteien wurden durch das Landesaroeits- 
gerieht zurüokgewiesen und die Revision zugelassen

Beide Parteien haben gegen das Urteil des Landesarbeits­
gerichts Revision eingelegt. Die Beklagte meint, beide Vor­
instanzen hatten § 16 Abs 3 KirchBBesG unrichtig ausgelegt 
Die in dieser Vorschrift geregelte Teilung des Kinderzuscnlagefe 
sei nur für den Fall vorgesehen, daß beide für die Zahlung des 
Kinderzuschlags in Betracht kommenden Arbeitgeber in einem 
rechtlichen und Wirtschaftlich-finanziellen Zusammenhang stün­
den, wie er gerade zwischen Staat und Kirche nicht bestene.
Das ergebe sich eindeutig aus § 16 Abs 2 KirchBBesG. Ricntlg, 
inte!pretiert besage diese Vorschrift, daß grundsätzlich - wie 
überhaupt im Bereiche des öffentlichen Dienstes - an Inre Be­
diensteten für das gleiche Kind nur e i n  Kinderzuschlag 
gezahlt werden dürfe, und zwar auch dann, wenn ein zweiter 
Berechtigter - wie hier der geschiedene Ehemann der Klägerin - 
solchen beziehe Die Klagerin könne also, da ihr geschiedener
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Ehemann für den Sohn S vollen KinderZuschlag erhalte,
von ihr., der Beklagten, Kinderzuschlag weder m  voller 
Hohe noch zur Hälfte beanspruchen

Die Klägerin hingegen folgert aus § 16 Abs 2 - 5  
KirchBBesG, die Beklagte dürfte ihren Anspruch auf Kinder­
zuschlag allenfalls dann auf die Hälfte kürzen, wenn auch 
ihr Ehemann als Kirchenbediensteter in ihren Diensten stun­
de Da das aber nicht der Fall sei und die Normensetzungs- 
befugnis der Beklagten sich nicht aui nicht in ihren Diensten 
stehende Personen erstrecken könne, stehe ihr der volle Kin­
de rzuschlag zu Das ergebe sich auch aus den einschlägigen 
Bestimmungen des Bundesbesoldungsgesetzes, denen die des 
KirchBBesG entsprachen Andernfalls liege ein Verstoß gegen 
den Gleichbehandlungsgrundsatz vor.

Beide Parteien beantragen Zurückweisung der gegnerischen 
Revision

Entscheidungsgründe

Beide Revisionen sind unbegründet
Da es an der Voraussetzung oeiderseitiger Tarifbindung 

fehlt ^§§5 Abs 1, 4 Abs.l S 1 TVG), richten sich die Rechte 
und Pflichten der Parteien, soweit sie sich nicht unmittel­
bar aus dem Gesetz ergeben, nach dem von ihnen abgeschlossenen 
Arbeitsvertrag Da dieser die Geltung der Vergütungsordnung 
der Beklagten als VertragsInhalt vorsieht und die Vergütungs­
ordnung ?) ihrerseits wegen der Kinderzuschlage auf das 
KuchBBesG der Beklagten verweist, hat die Klägerin, was die 
Zahlung von Kinderzuschlagen angeht, vertragliche Ansprüche 
nach den Bestimmungen des KirchBBesG Daoei ist davon auszu­
gehen, daß die beklagte Landeskirche als Körperschaft des 
offentllohen Rechts im Sinne von art 157 Abs 5 S 1 aer 
Weimaiei Reichsverfassung m  Verbindung mit Art 140 des Grund­
gesetzes aufgrund der ihr insoweit zukommenden, verfassungs-
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rechtlich garantierten Autonomie berechtigt ist, die Dienst­
verhältnisse ihrer Geistlichen und sonstigen Amtstrager durch 
eigene Gesetze selbständig und in eigener Verantwortung zu 
regeln (BGHZ 372 und 22, 383. v HoltVcotten in “Bonner 
Kommentar“ zum Grundgesetz, Anm 5 a zu Art» l4o» Erler, 
Kirchenrecht, 3 Aufl } 1965? S 60 ff )*

Unstreitig erfüllt die Klägerin die Voraussetzungen von 
§ 15 KirchBBesG, wonach für solche Kinder von KirchenDe- 
diensteten Kinderzuschlag gewährt wird, die der Kirchenoe- 
dienstete m  seine häusliche Gemeinschaft aufgenommen hat

Im einzelnen bestimmt § 16 Abs 1 des KirchBBesG weiter, 
daß für jedes Kind nur e^i^n Kinderzuschlag gewahrt wird, 
so wie es auch das Bundesbesoldungsgesetz (BBesG) für die Be­
amten des Bundes in § 19 Abs 1 vorsieht (s BGBl* I 1969? 3 
2 2 0 9} Damit will auch die beklagte Landeskirche für inren 
Rechtsbereich den im öffentlichen Dienst schlechthin geltenden 
Grundsatz zur Anwendung bringen, daß für die Alimentation der­
selben Kinder aus öffentlichen Mitteln nur einmal und nicht 
mehrmals Betrüge gezahlt werden sollen (Ambrosius, Grundriß 
des Verwaltungsrechts, Bd 4, Das Bundesbesoldungsrecht, (» 
Aufl , Anm 1 zu § 19, S 210, Anz-Faber-Renk-Dietrich, Das 
Besoldungsrecht des Bundes, Anm 1 zu § 19 BBesG, S 116, 
Wurster-Gohla, Komm 2um BBesG, Anm E 1 zu § 19, S 44o) 
Verfassungsrechtliche Bedenken bestehen gegen diesen Grund­
satz nicht (BGH AP Nr 9 zu Art» 3 GG sowie BAG AP Nr« 1 zu 
§ 18 Bayr.BesG) Die Klägerin muß also allgemein gegen sj.cn 
gelten lassen, daß nach § 16 Abs 1 KirchBBesG für inren Sohn 
S die Zahlung von Kinderzuschlag an sie nur in Betracnt
kommen kann, soweit solcher nicht bereits von anderer Seite 
für das gleiche Kind gezahlt wird, wobei es ohne reehtlicne 
Bedeutung ist, ob der Zweitoerechtlgte im Dienste der Be­
klagten oder im allgemeinen öffentlichen Dienst stent
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Pur diese Schlußfolgerung spricht auch der Umstand, 
daß in § 16 Abs 2 KirehBBesG die Anrechnungspflicht für 
Leistungen von Kinderzuschlagen ausdrücklich Uber den eigenen 
Rechtsbereich der Beklagten hinaus ausgedehnt worden ist 
auf solche Kinderzuschlage, die von Dienstherren des allge­
meinen öffentlichen Dienstes geleistet werden# Auch gegen 
diese, das einschlägige staatliche Recht erweiternde Regelung 
bestehen angesichts der eigenen und insoweit nicht durch 
vorrangige Bestimmungen der allgemeinen Rechtsordnung ein­
geschränkten Autonomie der Beklagten keinerlei rechtliche 
Bedenken

Dennoch steht aber der Klägerin der eingeklagte Kin­
de rzuschlag zur Hälfte, aber nicht in voller Hohe, zu § 16 
Abs 2 des KirehBBesG sieht nämlich - unabhängig von den 
zuvor erörterten Einschränkungen - Im Anschluß an das Bundes- 
besoldungsrecht (§ 19 Abs. 2 BBesG) ausdrücklich eine An­
spruchsberechtigung nach den Absätzen 3 - 5  auch dann vor, 
wenn neben dem Kirchenbediensteten noch ein Zweitoerechtigter 
aus dem Bereiche des sonstigen öffentlichen Dienstes oder 
des Kirchendienstes Kinderzuschlag für das glelcne Kind be­
zieht Zwar hatte es der Beklagten freigestanden, ihre ge­
setzliche Regelung - etwa nach dem Beispiele der Evangelisch- 
Lutherischen Landeskirche Hannovers (dort KirchBBesGes 
vom l1?#2 ,1969, Amtsbl S 37s § 7) - so zu gestalten, daß 
im Konkurrenzfalle ihre Bediensteten grundsätzlich üoernaupt 
keinen Anspruch gegen sie haben sollen. Von dieser Möglich­
keit hat die Beklagte jedoch in ihrem KirehBBesG erkennoar 
keinen Gebrauch gemacht

Die Beklagte ist daher der Klägerin gegenüber an die 
hier allein m  Betracht kommenden Bestimmungen des Aosat/es 
3 von § 16 KirehBBesG gebunden Danach 1st, wenn Vater und 
Mutter eines Kindes einen konkurrierenden Anspruch darauf 
haben, der Kinderzuschlag dem Vater allein, jedoen auf Pn-

1
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trag federn von beiden Berechtigten zur Hälfte zu gewähren,,
Das bedeutet, daß die Klägerin einen Rechtsanspruch auf 
hälftigen, nicht aber auf vollen Kinderzuschlag hat, wie im 
Ergebnis zutreffend schon die Vorinstanzen entschieden haben.

Dieses Ergebnis steht auch nicht etwa in Widerspruch 
zu den früheren Ausführungen zu § l6 Abs. 1 2 KirchBBesG.
Ebensowenig wie im staatlichen Recht ist nämlich das m  
§ 16 Abs 1 KirchBBesG zum Ausdruck gebrachte Alimentations« 
prinzip, wonach für das gleiche Kind nur ein KinderZuschlag 
gezahlt werden soll, im Rechtsbereich der Beklagten zum 
absolut gültigen Grundsatz erhoben worden. Die Absätze 2 - 5  
in § 16 KirchBBesG machen vielmehr deutlich, daß dieses 
Prinzip nur als Grundsatz gelten soll, aber keineswegs allge­
mein eingehalten werden kann und eingehalten werden soll Das 
ergibt sich auch daraus, daß unstreitig - wie im Bereich des 
staatlichen Rechts (§ 19 Abs, 2 und 4 BBesG) - auch im Rechts 
bereich der beklagten Landeskirche etwa Kmderzuschlage 
piivater Arbeitgeber nach den Bestimmungen des KirchBBesG 
nicht angerechnet werden können und angerechnet werden sollen. 
Zum anderen geben die Absätze 2 - 5  von § 16 KirchBBesG, die 
nur im Zusammenhang ausgelegt und angewendet werden sonnen, 
nach dem insoweit eindeutigen Gesetzeswortlaut dem Kircnen- 
bediensteten auch dann einen Rechtsanspruch auf Kinderzuschlag, 
wenn solcher, - wie seitens der Bundesversicherungsanstalt 
für Angestellte an den geschiedenen Ehemann der Klägerin - 
schon von dritter Seite für das gleiche Kind gezahlt wird.

Sieht aber das KirchBBesG Ansprüche auf Zahlung von 
Kinderzuschlägen nach dem Vorbild des staatlichen Pecnts 
auch m  naher geregelten Konkurrenzfallen vor, so kann allem 
aus der in § 16 Abs 2 des Gesetzes statuierten Verpflichcung 
zur Anrechnung der an Zweitberechtigte gezahlten Kxnder/u- 
schläge von außerkirehlichen Arbeitgebern des offentlicnen 
Dienstes nicht gefolgert werden, daß m  Fallen wie dem vor­
liegenden die Anspruchsberechtigung des Kirchenbediensueten
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einfach Wegfällen soll Weder der Wortlaut noch der Sinn 
und Zweck der kirchengesetzlichen Bestimmungen lassen 
diesen Schluß zu

Dieses Ergebnis entspricht auch der Billigkeit Was 
den Kinderzuschlag angeht, hat sich die Beklagte nämlich in 
ihrem KirchBBesG eng an die Bestimmungen des BBesG ange 
schlossen Nach den einschlägigen Bestimmungen des BBesG 
(§ 19 Abs» 4), des BAT (§ ?1) und der Landesbesoldungsge­
setze müssen aber Dienstherren des allgemeinen öffentlichen 
Dienstes an ihre Beamten, Angestellten und Arbeiter Kinder 
Zuschlag in voller Hohe auch dann leisten, wenn deren Ehe­
gatten im Kirchendienst tätig sind und von einem kirchlicnen 
Dienstherrn Kinderzuschläge beziehen» Das ergibt sich zwingend 
und eindeutig aus § 19 Abs 4 BBesG und ist im Schrifttum all­
gemein anerkannt (Anz-Faber-Renk-Dietrieh a a 0 Anm. 9 zut
§ 19, S» I18 - 119, Wurster-Gohla a a 0r Anm» E 2 zu § 19,
So 441 - 442, auch Clemens-Scheuring-Steingen-Gomer-Opalke,
Komm zum BAT, Erl« zu § }1, S 1 1 - 1 1  a) Zwar hätte es der 
Beklagten, wie schon bemerkt, freigestanden, etwa nacn dem 
Vorbild der einschlägigen Bestimmungen im KirchBBesG der 
Evangelisch Lutherischen Landeskirche Hannovers eine Hiervon 
abweichende Regelung in ihrem Besoldungsrecht einzuführen 
Das hat sie jedoch unterlassen Sie muß daher gegen sicn gel­
ten lassen, daß die dem Bundesbesoldungsrecht nachgebildeten 
Bestimmungen ihres KirchBBesG, sofern sich nichts Gegentex 
liges klar aus dem Gesefczeswortlaut ergibt, auch in Anlehnung 
an aas BBesG ausgelegt und angewendet werden

Die demgegenüber erhobenen Einwendungen beider Parteien 
gieifen nicht durch Insbesondere kann sich die Beklagte 
nicht darauf berufen, die Normen des § 16 KircnBBesG konnten 
nui dann angewendet werden, wenn beide kinderzuschlagsbe­
rechtigten Ehegatten im Dienste der beklagten Landeskircne stun­
den Dagegen soricht schon der Umstand, daß in § 16 Aos 2 des 
Gesetzes ausdrücklich und insoweit unmißverständlich Leistungen 
von Dienstherren des außerkirchlichen offentlicnen Dxenstes
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f

für anrechnungspflichtig erklärt werden. Daraus wiederum er­
gibt siöh, daß der kirchliche Gesetzgeber tatsächlich nicht 
nur Regelungen für den Fall hat treffen wollen, daß beide 
Zuschlagsberechtigte im Kirchendienst stehen, sondern auch 
und gerade für den praktisch häufigen und bedeutungsvollen 
Fall, daß ein Berechtigter 1m Kirchendienst und der zweite 
iro außerkirchlichen öffentlichen Dienst tätig ist. Sieht 
aber, wie die Vorinstanzen zutreffend feststellen, auch unter 
solchen Voraussetzungen das KirchEBesG nach seinem Wortlaut 
einen Anspruch vor {§ 16 Abs 2 - 5 ) ,  dann kann die Beklagte 
die Erfüllung nicht mit der Begründung verweigern, die Be­
stimmungen konnten nur in dem Falle praktisch werden, daß 
beide Anspruehsberechfcigte in ihrem Dienst stehen*

Aber auch der Hinweis der Beklagten auf das Bundesoe- 
soldungsrecht geht fehl Dort ist nämlich - gerade im Gegensatz 
zum KirchBBesG - in § 19 Abs 4 BBesG ausdrücklich geregelt, 
daß der Kirchendienst nicht öffentlicher Dienst im Sinne des 
Gesetzes ist. Deshalb kann auch ein Dienstherr des allge­
meinen öffentlichen Dienstes eine Kinderzuschlagszahlung dann 
nicht verweigern, wenn ein Zweitberechtigter Kmderzuscnlag 
von einem kirchlichen Dienstherrn erhalt.

Zuzugeben ist der Beklagten, daß eine Anrechnungspflicht 
für Kinderzuschläge unter mehreren Dienstherren dann zu 
praktischen Schwierigkeiten fuhren kann, wenn unter ihnen 
wie zwischen Staat und Kirche - hierfür eine Mogllchkeic des 
finanziellen Ausgleichs nicht besteht Aber auch diese-" Ge 
sielifcspunkt rechtfertigt keine andere rechtliche Beurteilung, 
aenn die kirchengesetzliche Regelung der Beklagten läßt j.n 
keiner Weise erkennen, daß ihre eigenen Verpflichtungen m  
Fällen wie dem vorliegenden von einem bestehenden rechtlicnen 
Zusammenhang de1" beiden Dienstherren oder wenigstens der 
Möglichkeit eines finanziellen Ausgleichs unter ihnen aohangig 
sein sollen Insoesondere § 16 Abs 2 KirchBBesG gj.Oi, dafür 
keinen Anhaltspunkt
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Andererseits verkennt die Klägerin* daß für sie 
nach Wortlaut und Sinn von § 16 Abs 2 - 3  KirchBBesG 
allenfalls ein Anspruch auf Kinderzuschlag m  hälftiger 
Hohe in Betracht kommen kann Grundsätzlich muß sie näm­
lich aus den zuvor näher ausgeführten Gründen die in den 
Absätzen 1 - 2  von § 16 des Gesetzes normierte Anrechnungs- 
Pflicht aufgrund des verfassungskonformen Alimentations­
prinzips gegen sich gelten lassen Auch sie kann aus den 
Bestimmungen für Bedienstete des allgemeinen öffentlichen 
Dienstes keine weitergehenden Rechte herleiten* weil sie 
von denen des KirchBBesG abweichen Zwar erscheint es unoe- 
friedigend* daß die Klägerin als sorgeberechtigte Muttdr 
ihres Kindes nur hälftigen Kinderzuschlag erhält* während 
ihr geschiedener Ehemann nach den für ihn geltenden tarif­
lichen Bestimmungen den vollen Kinderzuschlag bezieht* onrie 
ihn für das Kind zu verwenden Dieser Umstand jedoch setzt 
die Arbeitsgerichte nicht in den Stand* die kirchengesetZw­
ilche Regelung der Beklagten entgegen ihrem Wortlaut una 
entgegen ihrem Sinn und Zweck auszulegen und anzuwenden,,
Die Arbeitsgerichte haben auch nicht darüber zu befinden* 
ob und wie auf dem Wege der Unterhaltsregelung zwiscnen 
der Klägerin und ihren* geschiedenen Ehemann eine gerechtere 
Lösung herbeigeführt werden kann. Schließlich kann sien die 
Klägerin auch nicht auf eine Verletzung des Gleienbenandlungs- 
grundsatzes stutzen* aus ihrem Vorbringen ergibt sich dafür 
nichts.

Beide Parteien tragen die Kosten des Revisionsver- 
fahiens gemäß dem Prinzip der Einheitlichkeit der Kosten­
entscheidung nach § 92 Abs 1 ZPO je zur Hälfte (Baumoaen- 
Lauterbach.* Komm zur ZPO* 3o Aufl * 1970* Anm 1 B zu § 97*
3 223, Stein-Jonas* Komm zur ZPO, 18 Aufl * Anm I 2 zu 
* 97* auch RGJW 33, 3 512)

Willems

Dr Feiler 

Dr Burkard

gez Dr Poelmann Dr0 Neumann
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